
3Personalfachkauffrau/Personalfachkaufmann © FELDHAUS VERLAG, Hamburg

Vorwort 
 
 
 
Das Personalwesen – auch als Personalwirtschaft, Personalmanagement oder Human Resource 
Management bezeichnet – nimmt in der Unternehmensorganisation eine Schlüsselstellung ein. 
Dem heutigen Verständnis entsprechend erfüllt es neben verwaltenden und planerischen Aufga-
ben die Funktion einer Personaldienstleistung und steht sowohl der Unternehmensführung als 
auch den Mitarbeitern und der Personalvertretung beratend, gestaltend und vermittelnd zur Seite. 

Menschen, die im Personalwesen tätig sind, benötigen ein hohes Maß an betriebswirtschaft -
lichem, juristischem und personalwirtschaftlichem Wissen, aber auch Einfühlsamkeit, Verständnis 
und Verhandlungsgeschick – Kenntnisse und Fähigkeiten, die in der Prüfung vor der Industrie- 
und Handelskammer nachzuweisen sind, um die Berufsbezeichnung »Geprüfter Personalfach-
kaufmann/Geprüfte Personalfachkauffrau« zu erwerben. 

Das seit mehreren Jahrzehnten bewährte und anerkannte Standardwerk »Personalfach -
kauffrau/Personalfachkaufmann« befasst sich ausführlich und umfassend mit allen Themen, die 
nach dem Rahmenplan des DIHK und der bundeseinheitlichen Prüfungsverordnung als Prü-
fungsstoff infrage kommen. 

Begründet wurde das Werk von Helmut Stein und Horst Lase. Später hat ein Team anerkannter, 
engagierter und erfahrener Fachfrauen und Fachmänner die Aufgabe übernommen, die erfolg-
reiche und verdienstvolle Arbeit der Gründer fortzusetzen und weiterzuentwickeln. 

Dr. Jan Glockauer, Wolfram Küper, Ute Lampert, Dr. Elke-H. Schmidt-Wessel, Martina Zink, Karin 
Beck-Sprotte und Claudia Eichler haben, jeweils in ihrem Fachgebiet, den gesamten Inhalt sehr 
gründlich bearbeitet und auf den neuesten Stand gebracht. Die vorliegende 16. Auflage wurde 
erneut sorgfältig durchgesehen und aktualisiert. 

Die bewährte Gliederung nach dem Rahmenplan und der Prüfungsverordnung wurde beibehal-
ten. Durch deren handlungsorientierten Aufbau kommt es gelegentlich zu thematischen Über-
schneidungen. Die gesetzlichen Grundlagen der Sozialversicherung beispielsweise werden in 
Abschnitt 2 »Personalarbeit auf Grundlage rechtlicher Bestimmungen durchführen« beschrieben, 
während ihre praktische Anwendung bei der Entgelt abrechnung in Abschnitt 2.7 »Administrative 
Aufgaben einschließlich der Entgeltabrechnung bearbeiten« dargestellt wird. In derartigen Fällen 
werden beide Teile durch Verweise (�) miteinander verknüpft. 

Der Prüfungsteil umfasst neben einer ausführlichen Darstellung des Prüfungsablaufs mit nützli-
chen Tipps zur Vorbereitung und der erfolgreichen Teilnahme ein vollständiges, der Praxis ent-
stammendes Beispiel für die Präsentation im Rahmen der mündlichen Prüfung sowie eine Liste 
der Prüfungsthemen aller schriftlichen Prüfungen der letzten Jahre. 

Die Autoren haben sich von dem Ziel leiten lassen, nicht alleine »nacktes« Prüfungswissen zu ver-
mitteln, sondern auch zum Verständnis notwenige Hintergrundkenntnisse sowie Grundlagen und 
nützliche Erfahrungen für die praktische Tätigkeit im Unternehmen darzustellen.  

Wir wünschen Ihnen eine gelungene Prüfung und als künftige Personalfachkauffrau/-mann viel Erfolg 
in der Praxis. Denken Sie immer daran, ein guter Personaler kann immer noch besser werden! 

Zum Schluss noch eine Anmerkung: Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personen-
bezeichnungen – wie Ausbilder oder Auszubildende – und personenbezogenen Hauptwörtern im 
Buch meist die männliche Form verwendet. Die verkürzte Sprachform hat allein redaktionelle 
Gründe – selbstverständlich sind alle geschlechtlichen Identitäten gemeint und mögen sich bitte 
angesprochen fühlen.  



1.2.2     Strategieentwicklung für Dienstleister 

Strategien sind grundsätzliche Wege zum Erreichen eines Zieles. Sie sind gekennzeichnet durch 
zwei charakteristische Merkmale: 

� Proaktivität (vorausschauendes und zukunftsorientiertes Handeln) 
� Berücksichtigung von Handlungen bzw. Erwartungen anderer (die wiederum auf das eigene 

Handeln reagieren) 
 
Ursachen für die Notwendigkeit einer strategischen Ausrichtung im Personalmanagement sind: 

� Wunsch nach mehr Kundenservice         � Neue Märkte 
� Produktveränderungen                            � Gesetzliche und tarifliche Veränderungen 
� Technische Entwicklungen                       � Organisatorische Veränderungen 
� Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt      � Branchenentwicklung 
� Entwicklung der Personalkosten              � Entwicklungen auf dem Bildungsmarkt 
� Wertewandel                                            � Professionelle Personal- und 
� Veränderungen in der Qualifikations-          Organisationsentwicklung 
   struktur der Mitarbeiter 

In der Literatur gibt es derzeit kein geschlossenes Konzept über »Strategisches Personalmanage-
ment« und keine sinnvollen allgemeingültigen Empfehlungen hierzu. Folgende Thesen sind aller-
dings hilfreich auf dem Weg zu einem strategischen Personalmanagement: 
 
1.   Die strategischen Entscheidungen im Personalmanagement müssen den Charakter einer 

Erfolgssteuerung haben. Hierzu gehört die Sicherstellung folgender Voraussetzungen: 

     Leitfragen, die geklärt werden müssen: 

      � Ist das Personalmanagement in die strategische Unternehmensplanung integriert? 
      � Werden strategische Erfolgspositionen ermittelt? 
      � Wird Abschied von traditionellen Denkansätzen genommen? 
      � Ist das Qualifikationsniveau der Mitarbeiter ausreichend für die Bewältigung künftiger Auf-

gaben und Anforderungen? 
      � Ist die Organisation des Personalmanagements flexibel auf die Bedürfnisse der internen und 

externen Kunden ausgerichtet? 
      � Steht ein ausreichendes Informations- und Controllingsystem zur Verfügung? 
 
2.   Strategisch-orientiertes Personalmanagement muss auftretende Probleme erkennen und 

rechtzeitig angemessen darauf reagieren (Zielorientierung). 
 
3.   Die operativen Entscheidungen und Maßnahmen im Personalmanagement lassen sich nicht 

immer direkt mithilfe der kurzfristigen Kenngrößen, wie Erfolg und Liquidität, steuern. Man 
muss deshalb die Arbeit und den Erfolg des Personalmanagements mittel- und langfristig mit 
passenden Kennziffern indirekt verfolgen. 

 
4.   Strategisches Personalmanagement muss klaren, transparenten und längerfristig gültigen 

Handlungsmaximen folgen. Zu diesen zählen: 

      � Kundenorientierung            � Individualisierung                � Flexibilisierung 
      � Professionalität                   � Akzeptanzsicherung            � Verbindlichkeit 
      � Ansprechbarkeit                 � Kommunikation                    � Erreichbarkeit 
      � Zuverlässigkeit                   � Entgegenkommen               � Zuvorkommenheit 
      � Vertrauenswürdigkeit          � Image und Auftreten            � Qualifikation und Kompetenz 
 
     Strategisches Personalmanagement kann den Unternehmenserfolg nur nachhaltig positiv 

beeinflussen, wenn folgende Leitfragen angemessen beantwortet werden: 
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      � Welche Dienstleistungen erwarten die Kunden vom Personalmanagement? 
      � Was sind aus Sicht der Kunden die Stärken und Schwächen des Personalmanagements? 
      � Was sollte besser gemacht werden? 
      � Wie zufrieden sind die Kunden mit den Dienstleistungen? 
      � Wie schätzen die Kunden den Nutzen der Dienstleistungen ein? 
      � Welche Veränderungen sind am Markt zu erwarten? 
      � Gibt es Dienstleistungen, die künftig zu erbringen sind? 
      � Wie müssten diese beschaffen sein, welche Anforderungen sind damit verbunden?  
      � Welche Anforderungen insbesondere an die Schlüsselqualifikationen werden künftig ver-

langt? 
      � Sind die personalwirtschaftlichen Leistungen den (potenziellen) Kunden bekannt? 
      � Ist die personalwirtschaftliche Dienstleistung kostenpflichtig (interne oder externe Verrech-

nung)? Ist der Preis angemessen? 
      � Darf auch externe Beratung angeboten werden? 
      � Liegt die Verantwortung bei der Personalabteilung oder beim Management? 
 
Für ein solches strategisches Personalmanagement gelten folgende Merkmale: 

 

Merkmale des strategischen Personalmanagements 

 
Als Grundlage für die Strategieentwicklung ist zu klären, welche personalwirtschaftlichen Dienst-
leistungen das Personalmanagement derzeit erbringt (Ist-Situation). 

Leitfragen, die geklärt werden müssen: 

� Hat man einen Überblick über alle personalwirtschaftlichen Dienstleistungen?  
� Kann man diese Dienstleistungen bewerten? 

Selten liegt ein Dienstleistungskatalog vor. Unter solchen Umständen macht es Sinn, eine Liste 
aller Leistungen (Bestandsaufnahme) zu erstellen. Anschließend beurteilt man, welche Aktivi täten 
tatsächlich zum Bereich des Personalmanagements gehören, welche ausgelagert werden  
können, welche überflüssig sind und welche fehlen.  
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Das strategische Personalmanagement orientiert sich an den Prinzipien des Lean Managements 
(� 1.1.4). 
Hierzu einige Beispiele für das Personalmanagement: 

 

 

1.2.2.1    Zielsetzungen für Dienstleistungen 

Die Ziele der Personaldienstleistungen ergeben sich aus der Fülle der konkreten Ansprüche an 
das Personalmanagement: 

� Förderung und Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens 

� Sicherung der Produktqualität und Innovationsfähigkeit 

� Senkung der Mitarbeiterfluktuation 

� Sicherung von Konkurrenzvorteilen auf dem Arbeitsmarkt 

� Anpassung an neue oder veränderte Anforderungen (insbesondere rechtliche Aspekte) 

� Nachwuchssicherung 

� Verbesserung der Qualifikation zur kompetenten Aufgabenerfüllung / Erhöhung des Qualifika-
tionspotenzials 

� Erhöhung der Flexibilität und Mobilität der Mitarbeiter 
   Dies kann erreicht werden durch flexible Organisationseinheiten, Teamarbeit und Projektma-

nagement, Erweiterung der Innovationsfähigkeit (BVW/Ideenmanagement) und Erhöhung der 
Einsatzmöglichkeiten der Mitarbeiter durch Mehrfachqualifikationen (Job-enlargement). 

� Erhöhung der Zufriedenheit der Kunden (intern oder extern) 

� Ständige Verbesserung der Lernfähigkeit und Motivation der Fach- und Führungskräfte 
   Dies kann geschehen durch Verbesserung der Arbeitsmotivation, der Zufriedenheit und des 

Organisationsklimas. 

� Förderung der Identifikation mit den Unternehmenszielen und der Integration der Mitarbeiter in 
die Unternehmung 

� Berücksichtigung des individuellen und sozialen Wertewandels 
   Dies kann z. B. durch Befriedigung des Selbstverwirklichungspotenzials, bessere/angemesse-

nere Bezahlung, Vermeidung von Über- und Unterforderung erreicht werden. 

� Erhöhung der sozialen Sicherheit, Realisierung von Chancengleichheit 

Bereich:                             Traditionell:                                 Lean Management: 

Unternehmensziel              Wettbewerber überholen              Kunden gewinnen 

Mitarbeiter                          Kostenfaktor                                 Potenzial 

Führung                              Boss                                             Partner 

Anweisungen                      Unveränderbar                              Dynamisch 

Problemansatz                   Wer?                                             Wie? 

Fehler                                 Ausfall/Verlust                               Lernquelle 

Betriebsrat                          Nur toleriert                                  Konstruktiver Partner
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� Transparenz (z. B. der Unternehmensgrundsätze, der gemeinsamen Ziele und Orientierungen) 

� Erkennung von Konsequenzen, die personalwirtschaftliche Entscheidungen mit sich bringen 

� Erkennung und Abwägung von Interessen 

� Konfliktfähigkeit (Aufgrund unterschiedlicher Positionen haben verschiedene Beschäftigte unter-
schiedliche Interessen) 

� Horizonte: Die Einkommens-, Aufstiegs- und Entfaltungsbedürfnisse der Mitarbeiter müssen mit 
den Unternehmenszielen in Einklang gebracht werden. 

Aufgabe und Zielsetzung personalwirtschaftlicher Dienstleistungen ist es, die Ansprüche und 
Bedürfnisse der Mitarbeiter/Kunden und sonstigen Partnern zu erkennen, sie entsprechend 
betrieblicher Ziele abzustimmen, ihnen durch Maßnahmen entsprechend den betrieblichen Belan-
gen und Möglichkeiten angemessen zu entsprechen und Ergebnisse bzw. Veränderungen später 
zu evaluieren.  

Dabei sollen sich Personaldienstleister und Mitarbeiter gegenseitig als Partner betrachten und 
behandeln. Ein gemeinsames Erarbeiten von Lösungsansätzen verhilft dem Personalmanagement 
zu vermehrter Akzeptanz und gestattet einen Transfer von Wissen, Arbeitstechniken und Metho-
den von der Personalabteilung zum Mitarbeiter.  
 
Personalwirtschaftliche Dienstleistungen können nur dann erfolgreich sein, wenn sie  

� Formal- und Sachziele formulieren,  
� diese innerhalb der Abteilung/des Unternehmens verwirklichen,  
� deren Fortschritte/Auswirkungen überwachen. 
 
Die Ziele personalwirtschaftlicher Dienstleistungen sind im Hinblick auf folgende Aspekte zu kon-
kretisieren:  

� Inhalt (Veränderungen/Maßnahmen) 
� Ausmaß 
� Zeithorizont 
� Konsequenzen 
� Kosten 
� Rahmenbedingungen 

Nur mit diesen Konkretisierungen sind Ziele operabel und kontrollierbar. 
 
Ein Beispiel: Die Personalabteilung soll im nächsten Jahr die gesamten Personalkosten höchstens 
um 2 % erhöhen und dabei steigende Fluktuation vermeiden. 
 
Darüber hinaus gilt für Ziele und deren Erreichbarkeit generell die SMART-Formel: 

 

 
Ziele werden nach unterschiedlichen Kriterien differenziert. Einerseits nach dem Zielinhalt (Sach-
ziele und Formalziele), andererseits nach der Fristigkeit (operative und strategische Ziele).  

S   =    situationsbezogen, spezifisch  

M   =    messbar, machbar, motivierend 

A   =    aktionsbezogen, angemessen, akzeptiert, attraktiv  

R   =    realisierbar, realistisch 

T   =    terminiert, transparent



1.6.3.2    Frageverhalten 

Fragen haben im Gespräch verschiedene Funktionen: Sie sollen Impulse setzen, Austausch 
ermöglichen, das Gespräch aktivieren und zielorientiert voranbringen. In einem Gespräch fragen 
beide/alle Beteiligten. Fragen sind der Motor der Kommunikation. Mit dem Einsatz der unterschied-
lichen Fragearten und Fragetechniken kann ein gewünschtes Ziel rascher und genauer erreicht 
werden. Inwieweit dies gelingt, hängt stark vom Beherrschen der Fragetechnik und von deren 
gezieltem Einsatz ab. 

Fragen helfen, den Gesprächspartner und seine Bedürfnisse bzw. Motive kennenzulernen und 
genauer einzuschätzen. Gezielte Fragen regen zum Mitdenken an und lenken die Aufmerksamkeit 
in eine bestimmte, gewollte Richtung. Durch Fragen ergibt sich die Möglichkeit, mit dem 
Gesprächspartner (insbes. im Beratungsgespräch) Lösungsmöglichkeiten gemeinsam zu entwi-
ckeln und somit ein zielorientiertes Gespräch zu führen. 

Fragen geschickt und taktvoll zu stellen, setzt aktives Zuhören voraus. Ehrlich und offen gestellte 
Fragen geben dem Partner das Gefühl, dass man auf ihn eingeht und schaffen eine vertrauens-
volle Atmosphäre. Fragen beziehen den Partner in das Gespräch ein und stellen sicher, dass er 
tatsächlich hinhört oder folgen kann.  
 
Fragen haben im Gespräch weitere positive Wirkungen: 

� Sie führen vom Monolog zum Dialog. 
� Sie verhelfen zu wichtigen Ausgangsinformationen. 
� Sie beweisen Hilfsbereitschaft. 
� Sie helfen, Widerstände und Vorbehalte des Gesprächspartners zu erkennen, um so gezielter 

darauf eingehen zu können. 
 
Eine generelle Rezeptur für die richtige Fragestellung gibt es nicht. Es gilt immer, die Situation und 
die Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. Wichtig ist, dass eine Frage dem Gesprächspartner 
Gelegenheit gibt, sich zu artikulieren. 

Grundlage eines erfolgreichen gezielten Frageverhaltens sind die Erfahrungen sowie die Sozial- 
und Methodenkompetenz des Fragenden bzw. Beraters. 

 

Fragetypen 

� Geschlossene Fragen können nur mit »Ja« oder »Nein« oder durch vorgegebene Aussagen 
beantwortet werden (standardisierte Beurteilungsbögen mit Antwortmöglichkeiten zum Ankreu-
zen). Sie sind im Gespräch weitgehend zu vermeiden, weil sie wenig detailliert sind und ein 
Gespräch schnell »ersticken« können. Nützlich sind geschlossene Fragen dagegen zur Siche-
rung besprochener Inhalte und zur Vermeidung von Missverständnissen.  

   Beispiele:  

   »Sind Sie mit meinem Lösungsvorschlag einverstanden?« 
   »Haben Sie noch Fragen?« 
   »Sind Sie mit dem Service der Personalabteilung zufrieden?« 

� Offene Fragen (»W-Fragen«) hingegen erfordern, bzw. erzwingen eine Reflexion des Gefragten 
und eine detailliertere Stellungnahme zur Fragethematik. Sie fördern damit das Gespräch. Um 
zu antworten, muss sich der Gefragte mit der Frage aktiv auseinandersetzen.  

1.6 Beratung, Führen von Fachgesprächen
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Fragearten 

� Informationsfragen zielen direkt auf die Beantwortung bestimmter Fakten: 
   »Was kann ich für Sie tun?«; »Bis wann ist die Personalkostenplanung abgeschlossen?« 

� Kontrollfragen wollen einen Informationsstand absichern bzw. überprüfen: 
   »Können Sie das Projektergebnis noch mal zusammenfassen?« 

� Alternativfragen lassen nur zwischen (i. d. R. zwei) vorgegebenen Möglichkeiten wählen 
(geschlossene Frage): 

   »Wollen Sie in der Mittagspause in die Kantine oder auswärts essen gehen?« 
   »Wollen Sie den Lehrgang noch im Dezember oder lieber im nächsten Jahr besuchen?« 

� Umwegfragen erreichen die angestrebte Wirkung indirekt: 
   »Haben Sie sich darüber genügend informiert?« (Hintergrund: »Muss ich Ihnen das noch mal 

erklären?«) 

� Gegenfragen erzwingen auf eine Frage eine abweichende andere Frage:  
   »Können Sie Ihre Frage noch einmal wiederholen oder anders formulieren?« 
   »Sie fragen, ob Sie eine Stunde früher Schluss machen können. Und ich frage Sie: Wie wollen 
   Sie das Angebot bis zum Termin morgen 12 Uhr fertig bekommen?« 

� Motivationsfragen erwarten keine unmittelbare und konkrete Antwort. Sie zielen darauf, den 
Gesprächspartner zu motivieren oder etwas zu tun, auch wenn ihm nicht unbedingt danach ist:  

   »Ihnen als Experten wird es doch sicherlich gelingen, mir diese Berechnung in einer halben 
Stunde vorzulegen?« 

� Hypothetische Fragen wollen mögliche Alternativen/Situationen thematisieren: 
   »Wie würden Sie reagieren, wenn Sie in meiner Position wären und die Entscheidung treffen 

müssten?« 

� Rhetorische Fragen erwarten keine unmittelbare und konkrete Antwort. Die Fragestellung  
richtet sich an den Beziehungsaspekt:  

   »Sicher stimmen Sie mir zu, wenn ich behaupte...?«; 
   »Wollen Sie eine Abmahnung riskieren?« 

� Suggestivfragen legen eine Antwort von vornherein fest, und beabsichtigen häufig eine  
Beeinflussung des Gesprächspartners: 

   »Wussten Sie nicht, dass die Teamsitzung um 9 Uhr beginnen sollte?« 

� Fragen zur Konkretisierung dringen tiefer in die angesprochene Materie ein: 
   »Können Sie mir den Sachverhalt bitte anhand eines konkreten Beispiels erklären?« 
 
 

   Spruchweisheiten zur Nützlichkeit des Fragens 

   � Wer fragt, der führt! 
   � Besser zweimal fragen, als einmal irren! 

   � Wie man fragt, so wird einem berichtet! 

   � Wer viel fragt, dem wird viel gesagt! 

   � Wie man in den Wald hineinruft, so schallt es hinaus! 

   � Wer sich des Fragens schämt, schämt sich des Lernens! 

   � Wer viel redet, erfährt wenig! 

   � Wer, wie, was, wieso, weshalb, warum? Wer nicht fragt bleibt dumm! 

   � Wer fragt, ist für wenige Augenblicke der Dumme, wer nicht fragt, bleibt es ein  

Leben lang!
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Hinweise zum Frageverhalten 
� Offene Fragen stellen. 
� Fragen möglichst vorbereiten. 
� Wertschätzung des Gesprächspartners zum Ausdruck bringen. 
� Aktivierung des Gesprächspartners anstreben. 
� Verständliche Fragen stellen. 
� Zielorientierung demonstrieren. 
� Kunden- und Dienstleistungsverhalten erkennen lassen. 
� Dialogbereitschaft erkennen lassen. 
� Einstellung und Meinung des Gesprächspartners herausfinden. 
� Zeit zum Antworten lassen. 
� Fragestellung durch Blickkontakt und Körpersprache unterstützen. 
 
Folgende Fragestellungen und Formen sind zu vermeiden: 

� Aufdringliche Fragen  
� Zu komplizierte Fragen 
� Monolog des Fragenden 
� Kettenfragen 
� Suggestivfragen 
� Rhetorische Fragen 
� Mehrdeutige Fragen 
� Geschlossene Fragen  
� Fragestellungen, die den anderen herabwürdigen  
� Indiskrete Fragen 
� Negativ, statt positiv formulierte Fragen 
� Keine Verhörsituation entstehen lassen 
 

1.6.3.3    Aktives Zuhören 

 

 
Neben einer guten Fragetechnik ist aktives Zuhören ein wichtiger Schlüssel zu einer gelungenen 
Kommunikation und zum Beratungserfolg.  

Aktives Zuhören bedeutet: Das Zuhören gezielt und bewusst als Kommunikationsmittel einzuset-
zen. Der Empfänger demonstriert sein Zuhören verbal und/oder nonverbal. Die Basis dafür ist die 
Fähigkeit des konzentrierten Zuhörens. 
 
Merkmale aktiven Zuhörens sind: 

� Mimische oder gestische Signale            � Blickkontakt einsetzen 
� Wertschätzung zeigen                             � »Ganz Ohr sein« 
� Sensibilität zeigen                                    � Zusammenfassungen vornehmen 
� Ausreichend Zeit haben                           � Störungen ausschließen 
� Rückfragen stellen                                   � Notizen machen 
� Offene Fragen stellen                              � Konzentriert sein  
� Ausreden lassen                                      � Pausen aushalten 
� Keine Wertungen abgeben                      � Aufmerksamkeit demonstrieren 
� Volle Konzentration auf den                    � Geduldig sein 
   Gesprächspartner richten 

»Die Natur ist wirklich weise: Der Mensch hat zwei Ohren und nur eine Zunge.  
Er sollte eben doppelt so viel hören, wie reden.« 
                                                                                                                  William S. Maugham
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Der Gesprächspartner muss im Verlauf des Gesprächs erkennen können, dass seine Argumente 
genau so wichtig genommen werden wie die des Gesprächsführers und dass seine Person akzep-
tiert wird. Wer seine Situation darlegen kann, empfindet bei dem sich »Von-der-Seele-reden« oft-
mals eine Befreiung.  

Aktives Zuhören schützt uns vor vorschnellen eigenen Wertungen, Ratschlägen oder auch spon-
tanen Reaktionen. Durch aufmerksames Hinhören erhält man die für einen erfolgreichen 
Gesprächsverlauf notwendigen Informationen. 

Um seine Anteilnahme an der Situation des Gesprächspartners zu demonstrieren, gleichzeitig 
aber auch ganz konkret zu überprüfen, ob man richtig verstanden hat, sind bestimmte Fragefor-
men geeignet: 

»Habe ich Sie richtig verstanden, dass...?«, 
»Sie meinen also...«, 
»Ihnen kommt es also darauf an...«, 
»Es scheint Ihnen vor allem darum zu gehen, dass...«. 

Zuhören wird dann zum aktiven Zuhören, wenn es gelingt, die Gesprächsführung durch Aufgreifen 
der Argumente des Gesprächspartners im Sinne einer Lösungssuche und -findung zu nutzen bzw. 
auszuweiten.  

Wenn man aktiv zuhört, gibt man dem Gesprächspartner zu verstehen, wie man ihn »mit allen vier 
Ohren«, d. h. auf den vier Gesprächsebenen, verstanden hat und fragt, ob das so stimmt. Damit 
sicher erreicht werden kann, dass alles Gesagte beim Empfänger richtig angekommen ist, spiegelt 
dieser am besten die erhaltenen Aussagen. Er gibt mit eigenen Worten aktiv wieder, was er ver-
standen hat. 

 

Die »vier Ohren« beim aktiven Zuhören 

 
Auf diesem Wege erhält der Sender einen klaren Hinweis darauf, was wie beim Empfänger ange-
kommen ist. Für ihn ist es eine Möglichkeit der Überprüfung und ggf. der Korrektur bzw. Beseiti-
gung von Missverständnissen. Fazit: Hören Sie aktiv hin, nicht nur zu!

Was ist das für einer?
Was ist mit Ihm?

Wie redet der eigentlich mit
mir? Wen glaubt er vor
sich zu haben?

Wie ist der Sachver-
halt zu verstehen?

Was soll ich tun, denken, fühlen
auf Grund seiner Mitteilung?aufgrund seiner Mitteilung?

1. Beziehungsebene

2. Selbstoffenbarung

3. Sachebene

4. Appellebene
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1.6.4     Regeln der Feedbacktechnik 

Effektives Kommunizieren, Lernen und Arbeiten setzt voraus, dass es zu einer ständigen Rück-
meldung/Reflexion über den Austausch-, Lern- oder Arbeitserfolg und den damit verbundenen 
Prozess kommt. 

Als Feedback bezeichnet man Rückmeldungen an eine Person, ob und wie deren persönliches 
Handeln, oder Verhalten von anderen wahrgenommen und verstanden wurde. Es handelt sich um 
einen Kommunikations-Rückkopplungsprozess (Gedankenaustausch). Feedback ist dementspre-
chend eine Rückmeldung bzw. die damit verbundene Reflexion vorangegangener Beobachtungen, 
Gefühle, Aussagen, Eindrücke oder Erfahrungen.  

Im Bereich des Personalmanagements ist Feedback von besonderer Bedeutung, denn hier wirken 
alle Maßnahmen unmittelbar auf andere. Nur, wenn man von ihren Reaktionen Kenntnis erlangt, 
kann man beurteilen, ob man richtig und erfolgreich gehandelt hat oder ob eine Korrektur des 
eigenen Verhaltens, der eigenen Taktik oder Strategie angebracht ist. 

Feedback spielt besonders bei allen Maßnahmen der Personalentwicklung eine wichtige Rolle, die 
oft mit erheblichem Aufwand verbunden sind, z. B. in der Aus- und Weiterbildung. Ein unverzüglich 
geäußertes oder erfragtes Feedback ermöglicht rechtzeitige Korrekturen und Verbesserungen. Ohne 
Feedback dagegen bleibt der Erfolg ungewiss, Lernchancen und Entwicklungspotenziale sind u. U. 
nicht genutzt. 
 
Mit Feedback teilen uns andere mit, 

� ob sie unser Verhalten positiv oder negativ erlebt haben, 
� ob sie uns verstanden haben oder nicht, 
� ob sie einverstanden sind mit dem, was wir tun oder sagen oder nicht, 
� was sie über sich selbst fühlen und denken, 
� was man über uns denkt und fühlt. 
 
Der Erfolg des Feedbacks wird weitgehend vom Vertrauen und der Beziehung zwischen dem 
Feedbackgeber und dem Feedbacknehmer bestimmt. 
 

Nutzen von Feedback für Mitarbeiter und Führungskräfte: 

� Ohne Rückmeldung kann sich ein Mitarbeiter (auch nach Fehlern) schwer weiterentwickeln.  
� Feedback fördert positive Verhaltensweisen durch Thematisierung und Anerkennung. 
� Feedback ermöglicht die Korrektur von Verhaltensweisen, die dem Betreffenden bzw. der 

Gruppe nicht weiterhelfen oder der eigentlichen Intention nicht entsprechen. 
� Feedback trägt zur Klärung der Beziehung zwischen den Personen bei und hilft, einander bes-

ser zu verstehen und miteinander auszukommen. 
� Feedback trägt zur Motivation bei (»Lob öffnet Türen«). 
� Es verdeutlicht, wie eine Botschaft sachlich und gefühlsmäßig angekommen ist und ob sie ver-

standen wurde. 
� Es bietet Variation von Steuerungsmöglichkeiten.  
� Es sorgt für die Schaffung eines verbesserten »Wir-Gefühls«. 
� Wenn alle Teammitglieder und Führungskräfte bereit sind, sich gegenseitig austauschen, können 

sie mehr voneinander lernen und konstruktiver zusammenarbeiten.  
� Man weiß erst endgültig, was man gesagt oder getan hat, nachdem man ein Feedback empfan-

gen hat. 
 
Fazit: Die Wirkung eines angemessenen sach- und personenbezogenen Feedbacks kann gar 
nicht überschätzt werden! 

1.6 Beratung, Führen von Fachgesprächen
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2.4       Sozialversicherungsrecht anwenden 

2.4.1     Grundlagen der Sozialversicherung 

Reichskanzler Bismarck schuf mit seiner Sozialgesetzgebung eine erste soziale Absicherung. Er 
setzte im Kaiserreich eine sozialpolitische Entwicklung in Gang, die sich in der Weimarer Republik 
fortsetzte und an die mit der Gründung der Bundes republik Deutschland angeknüpft wurde. Das 
Sozialstaatgebot ist im Art. 20 Abs. 1 Grundgesetz festgeschrieben. 

Während zu Beginn der Sozialgesetzgebung nur 10 % der Bevölkerung von den Sicherungssys-
temen erfasst wurden, sind es heute nahezu 90 %. 

Folgende Prinzipien der Sozialversicherung haben die Entwicklung geprägt: 

� Prinzip der Versicherung: Die Versicherten zahlen Beiträge und erhalten im Gegenzug Anspruch 
auf Leistungen. Daraus ergibt sich das Prinzip der Solidarität, an der auch die Arbeitgeber durch 
einen Beitragsanteil beteiligt sind. 

� Prinzip der Vielfalt: Es gibt keine Einheitsversicherung, sondern viele Versicherungszweige und 
Versicherungsträger, die ihre Aufgaben eigenverantwortlich durchführen. 

� Prinzip der Verknüpfung von staatlicher Rahmengesetzgebung und sozialer Selbstverwaltung: 
Der Staat schafft die gesetzlichen Rahmenbedingungen und übt Aufsicht aus. In diesem Rah-
men verwalten sich die Versicherten und Arbeitgeber in den Sozialversicherungsträgern über 
Vertreterversammlungen und Vorstände selbst. 

� Prinzip der Versicherungspflicht, die innerhalb bestimmter Rahmenbedingungen alle Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber betrifft. 

� Prinzip der Freizügigkeit innerhalb der EU-Mitgliedsstaaten (mit bestimmten Einschränkungen) 

Gesetzliche Grundlagen für die verschiedenen Zweige der Sozialversicherung sind im Sozialge-
setzbuch zusammengefasst: 

� Krankenversicherung SGB V 
� Pflegeversicherung SGB XI 
� Rentenversicherung SGB VI 
� Arbeitsförderung SGB III 
� Unfallversicherung SGB VII 
� Sozialversicherung – gemeinsame Vorschriften SGB IV 
 

2.4.1.1    Versicherungszweige und -träger der  gesetzlichen  
Sozialversicherung 

Die Träger der Sozialversicherung sind Selbstverwaltungskörperschaften des öffentlichen Rechts, 
die sich in fünf Zweige mit unterschiedlichen Aufgaben gliedern: 

� Krankenversicherung, organisiert in Ortskrankenkassen, Betriebskrankenkassen, Innungs-
krankenkassen, landwirtschaftliche Krankenkassen, Ersatzkassen, der See-Krankenkasse und 
der Bundesknappschaft 

� Pflegeversicherung, durchgeführt von den Krankenkassen, unter deren Dach die Pflegekas-
sen als rechtlich selbstständige Einheiten geführt werden 



� Rentenversicherung, seit der Reform 2005 in der Organisationsform Deutsche Rentenversi-
cherung Bund mit einer Sonderanstalt (Knappschaft-Bahn-See), den landwirtschaftlichen Alters-
kassen und den bisherigen Landesversicherungsanstalten als Regionalträger 

� Arbeitslosenversicherung, durchgeführt von der Bundesagentur für Arbeit, den Regional -
direktionen und den nachgeordneten Agenturen für Arbeit 

� Unfallversicherung in Form der nach Branchen organisierten gewerblichen und landwirtschaft-
lichen Berufsgenossenschaften, der See-Berufsgenossenschaft sowie den Unfallver -
sicherungsträgern der öffentlichen Hand 

 

2.4.1.2    Aufgaben und Organe der Selbstverwaltung 

Wesentliches Prinzip der Sozialversicherung ist die Mitwirkung und Beteiligung der Betroffenen 
durch gewählte Selbstverwaltungsorgane der Träger, die an der Durchführung der Verwaltung 
beteiligt sind. Sie setzen sich aus ehrenamtlichen Vertretern der Betroffenen, (Versicherte und 
Arbeitgeber) zusammen. 

Bei der Rentenversicherung und der Unfallversicherung bestehen die Organe der Selbstverwal-
tung aus der Vertreterversammlung und dem Vorstand, beide paritätisch besetzt. Die Vertreterver-
sammlungen werden in Sozialwahlen bestimmt. 

Bei den Krankenkassen wird ein Verwaltungsrat gewählt, der ebenfalls paritätisch besetzt ist. Bei 
den Ersatzkassen besteht der Verwaltungsrat ausschließlich aus Arbeitnehmern. 

Bei der Bundesagentur für Arbeit wird ebenfalls ein Verwaltungsrat gewählt. Hier herrscht eine Drit-
telparität: Neben den Vertretern der Versicherten und der Arbeitgeber gibt es Vertreter der öffent-
lichen Körperschaften. 

Die Vertreterversammlung oder der Verwaltungsrat bilden das oberste Organ jedes Versicherungs-
trägers. Deren höchste Aufgabe ist die Rechtsetzung. Diese Befugnis gehört zum Kern der Selbst-
verwaltung; sie wird jedoch durch die Gesetzgebung des Bundes in zunehmenden Maße einge-
schränkt. Zu den Aufgaben der Selbstverwaltungsorgane gehören weiter die Wahl des Vorstandes, 
die Billigung des Haushaltsplans und die Bestätigung der Geschäftsführung. 
 

2.4.1.3    Aufsicht über die Versicherungsträger 

Um eine ordnungsgemäße, Recht und Gesetz entsprechende Erledigung der Aufgaben sicherzu-
stellen, unterliegen die selb stständigen Träger der Sozialversicherung staatlicher Aufsicht, die je 
nach Versicherungszweig unterschiedlich organisiert ist.  

So wird die Aufsicht über die Träger, deren Zuständigkeit ein Bundesland überschreitet, vom 
Bundes versicherungsamt in Berlin ausgeübt. Die Aufsicht über die Unfallversicherung wird vom 
Bundesminister für Gesundheit wahrgenommen. Die meisten anderen Versicherungs träger wer-
den von den für die Sozialversicherung zuständigen obersten Verwaltungsbehörden der Länder 
oder den von diesen bestimmten Behörden beaufsichtigt, z. B.  Landesversicherungsämter oder 
Versicherungsämter. 
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2.4.2     Ziele und Aufgaben der 
gesetzlichen Krankenversicherung 

Aufgabe und Ziel der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ist es, dem Versicherten durch die 
Bereitstellung von notwendigen sachlichen und finanziellen Unterstützungen angemessenen 
Schutz bei Krankheit und Mutterschaft zu bieten. 

Hinzu treten Maßnahmen zur Gesundheitsförderung und zur Verhütung von Krankheiten 
sowie zur besonderen Betreuung chronisch Kranker (Disease-Management-Programme). 

 

Träger der Krankenversicherung 

Träger der gesetzlichen Krankenversicherung sind die Krankenkassen. Folgende Krankenkassen 
sind zu unterscheiden: 

Allgemeine Ortskrankenkassen (AOK) für bestimmte abgegrenzte Regionen 

Betriebskrankenkassen (BKK) können von einem Arbeitgeber für einen oder mehrere Betriebe 
mit in der Regel mindestens 5 000 Versicherungspflichtigen errichtet werden, wenn ihre Leistungs-
fähigkeit auf Dauer gesichert ist. 

Ersatzkrankenkassen, ursprünglich als »Ersatz« für die AOK gebildet, für alle Arten von Versi-
cherungsnehmern offen. 

Innungskrankenkassen, die für den Bereich einer oder mehrerer Innungen errichtet werden  
können, wenn in den Mitgliedsbetrieben der Innung(en) regelmäßig mindestens 1 000 Versiche-
rungspflichtige beschäftigt werden und ihre Leistungsfähigkeit auf Dauer gesichert ist. 

 

Die Wahlrechte der Mitglieder 

Versicherungspflichtige und versicherungsberechtigte Personen (siehe unten) können grund-
sätzlich zwischen folgenden Krankenkassen wählen: 

� AOK des Beschäftigungs- oder Wohnortes 

� Ersatzkasse, deren Zuständigkeit sich nach der Satzung auf den Beschäftigungs- oder Wohnort 
erstreckt 

� Betriebs- oder Innungskrankenkasse, wenn sie in dem Betrieb beschäftigt sind, für den die 
Betriebs- oder Innungskasse besteht 

� Betriebs- oder Innungskrankenkasse, deren Satzung eine allgemeine Öffnung für abgegrenzte 
Regionen vorsieht 

� Krankenkasse, bei der zuletzt eine Mitgliedschaft oder eine Familienversicherung bestanden hat 

� Krankenkasse, bei der ihr Ehepartner versichert ist 

Das Krankenkassenwahlrecht hat zur Folge, dass die Mitgliedschaft bei einer Krankenkasse 
grundsätzlich nur noch durch Ausübung des Wahlrechts gegenüber der Krankenkasse zustande 
kommt, die eine Aufnahme nicht ablehnen darf. 

Der Austausch über die Mitgliedschaft läuft ab 2021 zwischen Arbeitgeber und Krankenkasse auf 
elektronischem Weg.

T

P
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2.5.1.2    Externe Einflüsse 

Ein wesentlicher externer Faktor ist die staatliche Sozialpolitik. Sie steht seit Beginn der sozialen 
Sicherungssysteme im Deutschen Kaiserreich im Spannungsfeld zwischen sozialer Absicherung 
und der finanziellen Leistungsfähigkeit der Betriebe. Da generell die betriebliche Sozialpolitik nur 
ergänzend zur staatlichen Sozialpolitik gesehen werden kann (Subsidiaritätsprinzip), fordert die 
staatliche Sozialpolitik eine Anpassung betrieblicher Sozialleistungen. In der Vergangenheit galt, 
dass soziale Bedürfnisse, die der Staat erfüllt hat, von Unternehmen nicht mehr erfüllt zu werden 
brauchen bzw. nicht doppelt zu erfüllen sind. Heute wird der Ruf lauter, Einschränkungen im staat-
lichen Bereich durch betriebliche Leistungen aufzufangen. Ein Beispiel hierfür ist die betriebliche 
Altersvorsorge, die die sinkenden gesetzlichen Rentenzahlungen in der Zukunft ausgleichen soll. 

Als weiterer externer Faktor ist die Tarifpolitik zu nennen. Auch in Tarifverträgen und in Betriebs-
vereinbarungen sind viele zusätzliche Sozialleistungen vereinbart worden.  

Die Betrachtung von Konkurrenzunternehmen kann unter Umständen Anstoß sein, betriebliche 
Sozialleistungen zu ergänzen oder zurückzunehmen, wenn sich im gesamten Konkurrenzumfeld 
die Bedingungen der betrieblichen Sozialleistungen verändern.  

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und der erforderlichen Fachkräftesicherung 
besteht die Tendenz, die betrieblichen Sozialleistungen auszubauen. Dies betrifft finanziell  
wirksame Zuwendungen, aber auch nichtmonetäre Leistungen, wie das betriebliche Gesundheits-
management mit Betriebssportangeboten.  

 

 

2.5.2     Betriebliche Sozialleistungen 

Umgangssprachlich wird oft verallgemeinert von »Sozialleistungen« gesprochen. Dieser Oberbe-
griff lässt sich jedoch in drei Bereiche unterteilen, die sich durch die Art des jeweiligen Rechtsan-
spruchs unterscheiden. 
 
1. Gesetzliche Sozialleistungen 

Darunter sind die Leistungen zu verstehen, die der Arbeitgeber aufgrund von Gesetzen zu erbrin-
gen hat, z. B. den arbeitgeberseitigen Beitrag zur Sozialversicherung (� 2.4) oder die Entgeltfort-
zahlung im Krankheitsfall. 
 
2. Tarifvertraglich vereinbarte Sozialleistungen 

Hierunter sind alle Leistungen zu verstehen, die im Rahmen von Tarifverträgen geregelt sind. In 
Deutschland ist in vielen Tarifverträgen beispielsweise ein Anspruch auf Urlaubsgeld, eine Weih-
nachtsgratifikation oder eine Jahresabschlussvergütung vereinbart. 
 
3. Freiwillige betriebliche Sozialleistungen 

Diese Leistungen werden aufgrund einer Entscheidung des Unternehmens (Arbeitgebers) 
gewährt. Grundsätzlich liegt der Schwerpunkt auf dem Begriff der »Freiwilligkeit«. Arbeitgeber 
haben hier Entscheidungsspielräume, ob sie solche Leistungen gewähren oder auch sie zurück-
nehmen. Allerdings ist die Freiwilligkeit häufig eingeschränkt, wenn die Grundlage der freiwilligen 
betrieblichen Sozialleistungen eine Betriebsvereinbarung ist. Dennoch sollte das Prinzip der Frei-
willigkeit beibehalten werden, damit die Betriebsparteien (Arbeitgeber und Betriebsräte) grund-
sätzlich die Möglichkeit behalten, diese betrieblichen Sozialleistungen übereinstimmend einzufüh-
ren, sie zu verändern oder gar abzubauen. 
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Im Wesentlichen interessieren uns bei den nachfolgenden Betrachtungen die freiwilligen betrieb-
lichen Sozialleistungen. Als Sozialleistungen werden nur Zuwendungen bezeichnet, die über 
das Arbeitsentgelt hinaus in Geld- und Sachwerten sowie in Form von Dienstleistungen oder Nut-
zungsmöglichkeiten gewährt werden. Deswegen werden Erfolgsbeteiligung, Provision und Prä-
mien nicht als betriebliche Sozialleistungen angesehen, sondern zählen zum Arbeitsentgelt. 

Die wichtigsten freiwilligen Sozialleistungen sind: 

� Leistungen, die zur Ergänzung der Grundsicherung dienen 
   Hierzu zählen die verschiedenen Formen der betrieblichen Altersversorgung. 
 
� Hilfe in Notsituationen 
   Hierzu zählen Leistungen, die in Form einer Unterstützung in persönlichen Notfällen gewährt 

werden (z. B. Organisation und/oder Finanzierung von Haushaltshilfen bei kurzfristigen Kran-
kenhausaufenthalten, Unterstützung bei der Kinderbetreuung). 

 
� Unterstützung von Eigeninitiativen 
   Dazu gehört eine Vielzahl von Vergünstigungen unterschiedlicher Bedeutung, z. B. Darlehens-

gewährung zum Bau von Wohneigentum. 
 
Formen betrieblicher Sozialleistungen* 

� Geldleistungen 
� Versorgungsleistungen 
� Sach-, Dienst- und Nutzungsleistungen 
� Arbeitszeitleistungen 
 

2.5.2.1    Direkte Zuwendungen 

Unter diesem Begriff versteht man finanzielle Mittel, die den Arbeitnehmern über das vereinbarte 
Arbeitsentgelt sowie die gesetzlich oder tariflich vorgeschriebenen Leistungen hinaus unmittelbar 
zufließen. Die häufigsten Formen aus der Vielzahl direkter Zuwendungen sind: 
 
Gratifikationen 

Gratifikationen sind Sondervergütungen, die ein Arbeitgeber seinen Mitarbeitern zusätzlich zum 
regulären Entgelt zahlt – dies allerdings nicht für Leistungen, sondern meist zu besonderen Anläs-
sen: beispielsweise zusätzliches Weihnachtsgeld, eine zusätzliche Jahreszahlung, zusätzliches 
Urlaubsgeld, Gratifikationen anlässlich eines Geschäfts- oder Arbeitsjubiläums, Eheschließung 
oder Geburt eines Kindes.  

Gratifikationen als freiwillige betriebliche Sozialleistungen haben steuerrechtlich und sozialversi-
cherungsrechtlich grundsätzlich Entgeltcharakter und sind mit den entsprechenden Abzügen zu 
belegen. 
 
Sachleistungen und Nutzungsmöglichkeiten 

Direkte Zuwendungen bestehen sehr häufig aus Sachbezügen oder Nutzungsmöglichkeiten, die 
dem Arbeitnehmer gewährt werden, z. B.: 

� Geschenke an Arbeitnehmer (Weihnachts-, Geburtstags-, Jubiläumsgeschenke u. a.) 
� Stellung eines Firmenfahrzeugs 
� Fahrkarte für die Fahrt zur Arbeitsstätte oder Fahrgeldzuschuss 

* Zur Steuer- und Sozialversicherungspflicht bei betrieblichen Sozialleistungen � 2.7.2.3
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� Benzingutscheine 
� Personalrabatte, Naturalrabatte, Deputate (d. h. Zuwendung von Waren) 
� Verpflegung oder Verpflegungszuschuss 
� Telefonanschluss, Internetzugang 
�  Kinderbetreuung, Betreuungskosten 

Im Allgemeinen sind Sachleistungen und Nutzungsmöglichkeiten nach ihrem geldwerten Vorteil 
für den Arbeitnehmer zu versteuern.  

Steuerbarkeit von geldwerten Vorteilen 

 

 
Sonderregelungen bestehen z. B. für die private Nutzung eines Dienstwagens, Fahrgeld, Kinder-
garten. 

Unter dem Begriff der geldwerten Vorteile werden steuerrechtlich alle Leistungen an Arbeit nehmer 
erfasst, die privaten Aufwand ersparen, zum Beispiel das Bereitstellen von sportlichen Nut-
zungsmöglichkeiten (etwa das kostenlose Benutzen von firmeneigenen oder angemieteten Ten-
nisplätzen), oder die kostenlose private Nutzung von Smartphones, Tablets, Internet und E-
Mail. Inwieweit diese Vergünstigungen tatsächlich der Steuerpflicht und Beitragspflicht der Sozi-
alversicherung unterliegen, ist jeweils zu prüfen. 

Eine beispielhafte Auswahl typischer betrieblicher Leistungen wird in den folgenden Absätzen und 
den anschließenden Kapiteln 2.5.2.2 bis 2.5.3 ausführlicher dargestellt. 
 
Dienst-/Berufskleidung 

Stellt der Arbeitgeber Dienstkleidung, weil er Wert darauf legt, dass seine Mitarbeiter nach außen 
einheitlich auftreten, ergibt sich daraus kein geldwerter Vorteil für den Arbeitnehmer. Dieser  
entstünde erst, wenn die Dienstkleidung auch privat genutzt werden könnte. Bei Schutzkleidung, 
die auf Grund von Unfallverhütungsvorschriften vom Arbeitgeber gestellt werden muss, ergibt sich 
ebenfalls kein geldwerter Vorteil. 
 
Dienstwagen 

Bei der Stellung eines Dienstwagens, der vom Arbeitnehmer auch privat genutzt werden kann, wird 
der Anteil der privaten Nutzung in der Regel mit der sog. »1-Prozent-Methode« dargestellt. Danach 
wird monatlich 1 % des Fahrzeug-Listenpreises als zu versteuernder privater Anteil angesetzt.  

Handelt es sich bei dem Dienstwagen um ein Elektro- oder Hybridfahrzeug, gelten davon abwei-
chende andere Regelungen: 

1. Reine Elektroautos (BEV) 

� 0,25%-Regelung: Wenn der Bruttolistenpreis (BLP) 100.000 € nicht übersteigt, sind monatlich 
nur 0,25 % des BLP als geldwerter Vorteil zu versteuern. 

� 0,5%-Regelung: Wenn der BLP über 100.000 € liegt, sind monatlich 0,5% des BLP anzusetzen. 

  Art des Vorteils                  Grenze (2026)                              Typ 

  Allgemeiner                       50 € / Monat                                Freigrenze (bei Überschreiten wird der  
  Sachbezug                                                                               der gesamte Betrag steuerpflichtig) 

  Geschenk                          60 € / Anlass                                Freigrenze 
  (Geburtstag,                                                                            
  Hochzeit etc.)                      

  Personalrabatt                   1.080 € /Jahr                               Freibetrag (nur der Teil, der über den Freibetrag 
                                                                                                   hinausgeht muss versteuert werden) 

  Verpflegung                       345 € / Monat                              Amtlicher Sachbezugswert 
  (Mahlzeiten)                                                                            



3.2.1.2    Instrumente 

Die strategische Unternehmensplanung ist ein Prozess zur Abstimmung der Anforderungen der 
Umwelt mit den Potenzialen des Unternehmens mit dem Ziel, den Erfolg langfristig zu sichern. Die 
strategische Unternehmensplanung umfasst die folgenden Phasen: 

 

 
Für jeden dieser Schritte ist eine Fülle von Instrumenten entwickelt worden: 

� Analysetechniken (z. B. Portfolio-Analyse, SWOT-Analyse) 
� Problemlösungs-/Kreativitätstechniken (z. B. Brainstorming) 
� Umfragetechniken (z. B. Mitarbeiter-/Kunden-Befragung) 
� Vergleichstechniken (z. B. Benchmarking) 
� Planungstechniken (z. B. Szenarioplanung) 
� Optimierungstechniken (z. B. Six Sigma) 

Zwei der umfassendsten Analysetechniken sollen hier näher betrachtet werden. 

 
SWOT-Analyse 

Die SWOT-Analyse ist ein Instrument zur Ist-Analyse und zur Strategiefindung. In ihr werden die 
Stärken-Schwäche-Analyse und die Chancen-Risiken-Analyse vereint. SWOT-Analyse wird abge-
leitet von den englischen Wörtern Strengths (Stärke), Weaknesses (Schwäche), Opportunities 
(Chancen) und Threats (Risiken). 

 

SWOT-Analyse 

Hieraus können vier Strategien abgeleitet werden: 

� SO-Strategien: Durch die Stärken des Unternehmens werden Chancen genutzt. 
� ST-Strategien: Durch die Stärken des Unternehmens werden Risiken reduziert. 
� WO-Strategien: Durch Reduzierung der Schwächen werden Chancen verbessert. 
� WT-Strategien: Durch die Reduzierung der Schwächen werden Risiken vermindert. 

Um tatsächlich eine sichere Strategie zu finden, müssen die möglichen Entwicklungen der Stärken 
und Schwächen bedacht werden. 
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    Zielsetzung Planung Durchführung Kontrolle und Steuerung
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Wettbewerbsvorteil erarbeiten

Opportunities 
Chancen entdecken

Strengths 
Stärken ausnutzen

Weaknesses 
Schwächen beseitigen

Threats 
Risiken minimieren



Portfolioanalyse 

Produkte unterliegen einem Entwicklungszyklus innerhalb des Marktes und des Unternehmens. 
Ein Unternehmen, das aufhört über neue Produkte nachzudenken, bringt sich, langfristig betrach-
tet, in Gefahr. 

Die Portfolioanalyse baut auf der SWOT-Analyse auf. Sie ist ein Instrument zur Strategieformu-
lierung und -überprüfung. Dazu werden Geschäftsfelder (Produktgruppen) festgelegt und nach 
bestimmten Bewertungskriterien (Marktanteil, Marktwachstum etc.), bewertet. 
 

Absoluter Marktanteil in % =
          verkaufte Stückzahlen des Unternehmens            

· 100
 

                                                              Gesamtverkaufsmenge des Marktes 
 

Relativer Marktanteil in % =
             absoluter Marktanteil des Unternehmens             

· 100
 

                                                 absoluter Marktanteil des (der) größten Konkurrenten 
 

Marktwachstum: Wenn der Markt wächst, muss auch der Umsatz entsprechend wachsen, um 
den Marktanteil zu halten. Das Marktwachstum entspricht einem Mindest-Soll-Wachstum. 

Die Elemente werden im Portfolio anhand der berechneten oder geschätzten Werte (Koordinaten) 
eingetragen. Die Produkte, die in Wachstumsmärkten integriert sind, aber noch einen geringen 
Marktanteil besitzen, sind Question Marks (Fragezeichen, das sind Produkte in der Einführungs- 
und Wachstumsphase). Um mit den Marktführern mithalten zu können, sind Investitionen erfor-
derlich. Produkte (Geschäftseinheiten), die erfolgreich aus ihrer Wachstumsphase hervorgehen, 
werden zu Stars. Wenn die Wachstumsrate des Produkts unter 10% im Jahr sinkt, werden diese 
zu Cash Cows (Melkkühe). Produkte, die nur noch einen geringen relativen Marktanteil in einem 
nur noch langsam wachsenden Markt aufweisen, werden Poor Dogs (Arme Hunde) genannt.  
Die entstandene Verteilung im Portfolio stellt die gegenwärtige und künftig zu erwartende Situation 
dar. Dabei geht das Portfolio von einem typischen Produktlebenszyklus aus. 

 

Portfolioanalyse
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Es lassen sich die folgenden Strategien ableiten: 

� Investitionsstrategie: Investitionen verbessern die Marktposition insbesondere bei den Question 
Marks. 

� Wachstumsstrategie: Die Marktposition wird ausgebaut und eine erworbene Marktführerschaft 
verteidigt.  

� Abschöpfungsstrategie: Die Marktposition wird gehalten. Der Abstoß der Geschäftseinheit 
wird geplant. 

� Desinvestitionsstrategie: Das Produkt wird abgestoßen, um in neue Produkte investieren zu 
können. 

 
Im Ergebnis sollte das Unternehmen beurteilen können, inwieweit es mit seinen gegebenen 
Ressourcen in der Lage ist, auf zu erwartende externe Veränderungen reagieren zu können. 

 

 

3.2.2     Einfluss auf personalwirtschaftliche Ziele 

Ein Unternehmen ist ein soziotechnisch-organisatorisches System (Mensch, Technik und Organi-
sation), in dem verschiedene Pläne aufeinander abgestimmt werden müssen. Daraus ergibt sich 
ein Geflecht vieler Teilplanungen. Je genauer die Vorgaben aus der strategischen Planung sind, 
desto weniger Planungsaufwand entsteht bei der Erstellung der operativen Planung. In der Regel 
werden die in der folgenden Grafik genannten Teilpläne erstellt. 

Die Erarbeitung der Detailpläne orientiert sich immer an den betrieblichen Gegebenheiten. Ent-
sprechend dieser können einzelne Detailpläne überflüssig sein oder andere notwendig werden. 

Die Personalplanung leitet sich in der Regel aus der Gesamtplanung und bestimmten Teilplanun-
gen des Unternehmens ab, die auch ihr vorrangiges Ziel bestimmen: Mitarbeiter einzustellen, 
heranzubilden oder auch freizustellen, in einem für die Verwirklichung der strategischen Unterneh-
mensziele erforderlichen Maße. Rückwirkend kann die Personalplanung auch die Unternehmens-
planung beeinflussen, wenn beispielsweise die Bereitstellung des erforderlichen Personals sich 
als undurchführbar herausstellt. 

 

Detailplanung 

 

Personalplanung

Strategische Unternehmensplanung

InvestitionsplanungProduktionsplanungAbsatzplanung

Beschaffungs- 
planungFinanzplanung
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3.2.3     Personalwirtschaftliche Ziele 

Das Personalmanagement kümmert sich um mitarbeiterbezogene Gestaltungs- und Verwaltungs-
aufgaben, ein Unternehmensbereich, dem immer mehr Bedeutung zukommt, da heute das 
Humankapital (Mitarbeiter) als einer der wichtigsten Erfolgsfaktoren angesehen wird. Das Perso-
nalmanagement versucht, einen Mittelweg zu finden, der sowohl die Interessen des Unterneh-
mens als auch die Wünsche der Mitarbeiter erfüllt. 
 

Wirtschaftliche Ziele 
Wirtschaftliche Ziele des Unternehmens orientieren sich an Wirtschaftlichkeit, Rentabilität und 
Gewinn. Dafür versuchen die Unternehmen, die Kosten zu minimieren und den Gewinn langfristig 
zu maximieren. 

Beispiele für wirtschaftliche Ziele sind: 

� Verkauf großer Stückzahlen (Umsatzvolumen) 
� Senkung der Fixkosten (Kostenstruktur) 
� Rationalisierung der Fertigung (Wirtschaftlichkeit) 
� Erzielung eines hohen Gewinns (Rentabilität) 
� Erhaltung oder Ausdehnung des Marktanteils 
� Ausweitung des Vertriebsnetzes (Absatzwege) 
� Sicherung der Zahlungsfähigkeit 
� Optimierung der Einkaufskonditionen 
� Sicherung der Eigenkapitalbasis (finanzielle Struktur) 
 
Aus diesen unternehmerischen Zielsetzungen ergeben sich Teilziele des Personalmanagements. 
Das Humankapital (menschliche Arbeitskraft) muss effizient eingesetzt werden. Effizienz bezieht 
sich auch auf die Bereitschaft der Mitarbeiter, den eigenen Leistungsbeitrag zu optimieren.  

Ziele müssen ausgewogen sein und miteinander im Einklang stehen. Personalarbeit muss dafür 
Sorge tragen, dass die Übereinstimmung zwischen wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen 
Zielen möglichst groß ist. 
 
Optimierung der Beschäftigung 

Durch einen optimierten Personaleinsatz soll die beste Nutzung aller Personalressourcen sicher-
gestellt werden. Eine umfangreiche Personaleinsatzplanung, ergänzt durch eine Prozessanalyse 
aller Unternehmensbereiche, ist dazu erforderlich. Durch einen optimalen Beschäftigungsgrad 
kann eine hohe Wirtschaftlichkeit erreicht werden. Dafür sind Instrumente wie z. B. flexible Arbeits-
zeit, Altersteilzeit, Kurzarbeit oder Personalleasing denkbar. 
 
Kostenminimierung des Personals 

Die Entgeltpolitik eines Unternehmens muss in die Unternehmensstrategie passen. In guten wirt-
schaftlichen Zeiten ist eine Anpassung nach oben leichter möglich als eine Anpassung nach unten 
in wirtschaftlich schwierigen Zeiten. Die Kostensituation unter Aspekten der Wirtschaftlichkeit und 
die Erwartungen der Beschäftigten aufeinander abzustimmen, ist ständiges personalwirtschaftli-
ches Ziel. Dabei gilt es, das Vergütungssystem genau zu durchschauen und zu optimieren. Ein 
großer Kostentreiber ist die Fluktuation. 
 
Steigerung der Arbeitsleistung 

Die Steigerung der Arbeitsleistung schafft einen Mehrwert für ein Unternehmen. Verlängerung der 
Arbeitszeit, Leistungsanreize bei der Bezahlung (Management by Objectives), Optimierung des 
Führungsstils und des Personaleinsatzes können wirksame Instrumente hierzu sein. 
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4.5       Führungsmodelle und Führungsinstrumente 
anwenden, Führungskräfte beraten 

Mitarbeiterführung ist einer der zentralen Erfolgsfaktoren von Unternehmen. Die Führungskräfte 
sind der verlängerte Arm der Unternehmensleitung, indem sie die Mitarbeiter und deren Arbeits-
prozesse im Sinne des Unternehmens steuern. Sie spielen somit eine wesentliche Rolle für den 
wirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens.  

Es gibt zahlreiche Definitionen von Führung. Eine treffende Formulierung lautet: 

 

 

Man kann Führung in die Bereiche »Steuerung« (Management) und in »echte« Führung im Sinne 
von persönlicher Einflussnahme auf die Mitarbeiter einteilen. Bei vielen Unternehmen unterliegt 
die (strategische) Steuerung dem Management und findet i. d. R. über Zahlen, Daten, Fakten 
sowie Regelwerke statt. Führungskräfte dagegen erfüllen ihre Führungsaufgaben überwiegend im 
sozialen Kontakt und durch Kommunikation mit Mitarbeitern.  

Eine rein fachliche Führung reicht schon lange nicht mehr. Der Ausspruch »Nicht gemeckert ist 
gelobt genug« passt nicht mehr in die heutige Zeit. In der modernen Arbeitswelt und insbesondere 
vor dem Hintergrund des vorherrschenden Fachkräftemangels rückt Mitarbeiterzufriedenheit 
immer stärker in den Fokus. Auf dem Arbeitsmarkt herrschen gute Wechselmöglichkeiten und es 
winken attraktive Angebote der Konkurrenz, so dass Unternehmen ständig dem Risiko ausgesetzt 
sind, qualifizierte Mitarbeiter zu verlieren. Eine Vielzahl wechselbereiter Mitarbeiter nennt ihren 
Vorgesetzten als Hauptgrund für die Wechselmotivation. Eine gute Führung im Unternehmen ist 
daher ein wichtiger Faktor, um Fluktuation vorzubeugen.  

Schlecht geführte Mitarbeiter arbeiten weniger motiviert und sind weniger loyal. Der Anspruch an 
die Führungskräfte im Hinblick auf Methoden- und Sozialkompetenz nimmt daher stetig zu. Einige 
Persönlichkeitsmerkmale sind für eine erfolgreiche Ausübung der Führungsaufgabe von Bedeu-
tung, z. B. Entscheidungsfähigkeit, emotionale Stabilität, Delegationsfähigkeit, Kommunikations-
stärke, Konfliktfähigkeit – um nur einige zu nennen. Eine unsichere, kontaktscheue oder choleri-
sche Person wird sicher Schwierigkeiten bei der Führung von Mitarbeitern haben.  

 
Fehler im Führungsverhalten 

� Unpassender Führungsstil 
� Unangemessener Tonfall (laut, grob, verletzend, überheblich) 
� Mangelhafte Informationen (fehlende, unpassende, unvollständige, unklare, falsche, zu wenig) 
� Ungleichbehandlung  
� Falsche Adressaten  
� Ungünstige Aufgabenverteilung/mangelhaftes Delegieren  
� Unrealistische Ziele und Aufgabenstellungen 
� Fehlender Hinweis auf mögliche Konsequenzen 
� Unnötiges, zu frühes oder zu spätes Eingreifen der Führungskraft 
� Keine oder zu wenig Wertschätzung und Anerkennung

»Führung ist die bewusste, absichtliche und zielgerichtete Einflussnahme auf das 
Verhalten der Mitarbeiter zur Erfüllung einer gemeinsamen Arbeitsaufgabe in einer 
strukturierten Arbeitsumgebung.«
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4.5.1     Führungsmodelle 

In der Fachliteratur werden verschiedene Führungsmodelle (»Management by …«) definiert. Diese 
Konzepte wurden in den USA entwickelt und beschreiben Art und Weise der Führungsaktivitäten 
im Unternehmen, wobei Mischformen häufig in der Praxis vorkommen. Unter der Vielzahl verschie-
dener Modelle sind die folgenden am weitesten verbreitet. 

 

Management by Delegation (MbD) 

Dies ist die »klassische« Führung. Die Führungskraft delegiert Aufgaben sowie Kompetenzen und 
bestimmte Entscheidungsbefugnisse an die ihr zugeordneten Mitarbeiter. Diesen wird ein mög-
lichst großer Handlungs- und Gestaltungsspielraum eingeräumt, was ihre Motivation steigert und 
gleichzeitig Genehmigungswege und Durchlaufzeiten von Prozessen verkürzt. Voraussetzung hier-
für ist neben qualifizierten Mitarbeitern eine hierarchische Unternehmensstruktur mit klarer fach-
licher und disziplinarischer Zuordnung.  

Die Bereitschaft und Fähigkeit zum Delegieren spielen bei Führungskräften eine wichtige Rolle, 
ebenso wie Führungsleitlinien des Unternehmens, an denen sie sich orientieren können.  

Seitens Mitarbeiter sind Eigeninitiative und Proaktivität sowie die Bereitschaft, die übertragenen 
Kompetenzen wahrzunehmen, ausschlaggebend, ebenso wie die richtige Wahl der Arbeitsmetho-
den und die Strukturierung der Arbeit.  

Wichtige Instrumente beim »Management by Delegation« Modell sind Stellenbeschreibungen, 
Aufgabenbeschreibungen sowie das Organigramm des Unternehmens. 

 

Management by Objectives (MbO) 

Bei diesem Führungsmodell legen Führungskraft und Mitarbeiter (meist gemeinsam) Ziele 
(»objectives«) fest. Diese Ziele werden von den Unternehmenszielen abgeleitet, während die 
Strukturierung der Arbeit sowie die Wahl der Arbeitsmethoden zur Erreichung der Ziele dem Mit-
arbeiter obliegt. Fortschritte werden regelmäßig überprüft und gemessen, um sicherzustellen, dass 
die Ziele erreicht werden. 

 

Management by Exceptions (MbE) 

Ähnlich wie beim »Management by Objectives« Modell überträgt die Führungskraft dem Mitarbei-
ter komplexe Aufgaben, greift jedoch nur in Ausnahmefällen ein. Es gibt für den Mitarbeiter also 
einen fest gelegten Rahmen, innerhalb dessen er arbeitet und entscheidet. Da er hierbei überwie-
gend auf sich allein gestellt ist, spielen Eigenmotivation und Initiative eine wichtige Rolle. Daher 
ist eine klare Regelung des Entscheidungsspielraums von großer Bedeutung.  

 

Management by Motivation (MbM) 

Dieses Modell geht davon aus, dass durch weitgehende Berücksichtigung der Mitarbeiterbedürf-
nisse deren Leistungsbereitschaft gesteigert und erhalten werden kann – wirkungsvoller als 
Anweisungen, Verbote oder monetäre Anreize. Auf diese Weise ergeben sich Möglichkeiten, Mit-
arbeiter anzuregen, motiviert und im Sinne des Unternehmens zu handeln. Motivierend in diesem 
Sinne erweisen sich z. B. Teilhabe an Entscheidungen und Verantwortung, Erweiterung des Auf-
gabenbereichs, Anerkennung der Leistung, Spielraum für eigene Arbeitsgestaltung. (� 4.5.2.3).
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4.5.1.1    Ziele und Aufgaben von Führungskräften 

Eine der zentralen Aufgaben von Führungskräften ist die Organisation der Arbeit und Aufgaben 
innerhalb der ihr zugeordneten Organisationseinheit (Abteilung/Bereich). Kriterien wie Effizienz, 
Produktivität und Kostenreduzierung sind zu beachten, um dem Unternehmen durch die Führung 
der unterstellten Mitarbeiter zur Erreichung der Unternehmensziele zu verhelfen. Nur wenige Füh-
rungskräfte beschäftigen sich jedoch ausschließlich mit der Führung von Mitarbeitern und der 
Steuerung ihres Bereichs. Je nach Anzahl der ihnen zugeordneten Mitarbeiter variiert der Anteil 
von Führungsaufgaben; oft haben Führungskräfte auch eigene operative Aufgaben. Insbesondere 
wenn sie vorher im selben Bereich tätig waren und somit die Führungsposition und die neue Rolle 
des Vorgesetzten erst kurze Zeit innehaben, können Führungskräfte manchmal die gewohnten 
operativen Aufgaben nur schwer an die ihnen unterstellten Mitarbeiter delegieren.  

In Übereinstimmung mit der Entwicklung des Unternehmens – und damit einhergehend der not-
wendigen Entwicklung der Belegschaft – hat die Führungskraft viele wichtige Aufgaben: 

� Mitarbeiter informieren 
� Aufgaben und Verantwortungen delegieren 
� Zusammenarbeit ermöglichen (auch in Teams und Gruppen) 
� Ziele vereinbaren und deren Erreichung kontrollieren 
� Qualifizierung der Mitarbeiter fördern 
� Impulse geben 
� Regelmäßige Gespräche führen 
� Beurteilen und Feedback geben 
� Erhalt und Steigerung der Mitarbeitermotivation 
� Coaching  

Ein wichtiges Ziel von Führungsarbeit ist es, qualifizierte Mitarbeiter und Leistungsträger an das 
Unternehmen zu binden, um so die Fluktuation gering zu halten und die Wettbewerbsfähigkeit des 
Unternehmens zu erhalten. Dazu gehört Unterstützung und Entwicklung der Mitarbeiter, z. B. 
durch Entwicklungsgespräche, Trainings und gezielte Weiterbildungsmaßnahmen. 

Die Führungskraft ist also weitaus mehr als nur der »Anführer« eines bestimmten Mitarbeiterkrei-
ses. Sie ist Organisator, Koordinator, Gestalter, Potenzial- und Persönlichkeitsentwickler, Ideen-
geber, Motivator, Entscheider, Macher, Prozessbegleiter und vieles mehr. 

Die Grundfunktionen von Führung lassen sich im sogenannten Managementkreislauf darstellen. 

Ziele vereinbaren

Planen

EntscheidenDurchführen

Kontrollieren
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Ablauf der Prüfung vor der IHK 

Die schriftliche Prüfung 
Die Prüfung wird bundeseinheitlich im Herbst und Frühjahr durchgeführt und dauert zwei Tage. 
Die schriftliche Prüfung erstreckt sich auf die in § 3 der Prüfungsverordnung bestimmten Hand-
lungsbereiche: 

Am ersten Prüfungstag: 

1.   Personalarbeit organisieren und durchführen                              Bearbeitungszeit 120 min 

2.   Personalarbeit auf Grundlage rechtlicher Bestimmungen durchführen                150 min 

Am zweiten Prüfungstag: 

3.   Personalplanung, -marketing und -controlling gestalten und umsetzen              150 min 

4.   Personal- und Organisationsentwicklung steuern                                                   150 min 

Zu jedem der Handlungsfelder werden etwa fünf bis acht komplexe Situationsaufgaben gestellt, 
die in der vorgesehenen Zeit zu bearbeiten sind. 

Die Prüfungsunterlagen enthalten die Beschreibung eines fiktiven Unternehmens in besonderen 
Situationen, die einen bestimmten Handlungsbedarf hervorrufen, von den die Prüfungsfragen 
abgeleitet werden. Die Kenntnis der fachlichen Grundlagen und die Fähigkeit der praktischen 
Anwendung sollen auf diese Weise nachgewiesen werden. 

Als Hilfsmittel sind in der Regel ein netzunabhängiger, nicht kommunikationsfähiger Taschenrech-
ner sowie für den zweiten Handlungsbereich bestimmte Gesetzestexte zugelassen, insbesondere 
Sozialgesetze und Arbeitsgesetze in unkommentierter Form auch als Bestandteil von Gesetzes-
sammlungen. Sie werden in einer Hilfsmittelliste genannt, die den Prüfungsunterlagen vorange-
stellt ist. 

In jedem Handlungsbereich sind bis zu 100 Punkte erreichbar. 
 

Prüfungsthemen der schriftlichen Prüfung 

Die Bereiche des personalwirtschaftlichen Fachwissens, die die Grundlagen zur Beantwortung 
der Prüfungsfragen in den vergangenen Jahren bildeten, sind in einer Liste zusammengestellt, die 
einige Seiten weiter, hinter den Ausführungen zur Präsentation, zu finden ist. 
 
 

Die mündliche Prüfung 

Die mündliche Prüfung findet nach Abschluss der schriftlichen Prüfung statt und besteht aus 
einem Beratungsauftrag, den der Prüfling der Geschäftsleitung eines fiktiven Unternehmens  
– hier dem Prüfungsausschuss – vortragen und präsentieren muss. Davon ausgehend erfolgt  
im Anschluss ein situationsbezogenes Fachgespräch. 

Für die mündliche Prüfung mit Präsentation und Fachgespräch gelten besondere Kriterien, die 
über das reine Fachwissen hinausgehen. Deshalb sind diesem Prüfungsteil auf den folgenden 
Seiten Hinweise, Tipps und ein komplettes Präsentationsbeispiel gewidmet. Zur Form der Einrei-
chung der Themenvorschläge wird ebenfalls auf das nächste Kapitel verwiesen.
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